Die UBS muss ihre Bilanz halbieren by Geiger, Hans & Vetterli, Martin
University of Zurich





Die UBS muss ihre Bilanz halbieren
Geiger, H; Vetterli, M
Geiger, H; Vetterli, M. Die UBS muss ihre Bilanz halbieren. In: Tages-Anzeiger, 20 June 2008, p.37.
Postprint available at:
http://www.zora.uzh.ch
Posted at the Zurich Open Repository and Archive, University of Zurich.
http://www.zora.uzh.ch
Originally published at:
Tages-Anzeiger, 20 June 2008, p.37.
Geiger, H; Vetterli, M. Die UBS muss ihre Bilanz halbieren. In: Tages-Anzeiger, 20 June 2008, p.37.
Postprint available at:
http://www.zora.uzh.ch
Posted at the Zurich Open Repository and Archive, University of Zurich.
http://www.zora.uzh.ch
Originally published at:
Tages-Anzeiger, 20 June 2008, p.37.
Die UBS muss ihre Bilanz halbieren
Abstract
Der Zürcher Bankenprofessor Hans Geiger hält komplexere Regeln für die Bankenaufsicht für
überflüssig, radikale Einschnitte aber für notwendig.





«Die UBS muss ihre Bilanz halbieren»
 










Der Zürcher Bankenprofessor Hans Geiger hält komplexere Regeln für die Bankenaufsicht für
überflüssig, radikale Einschnitte aber für notwendig.
 
Zwingt die Kreditkrise die Aufsichtsbehörden, die Weichen neu zu stellen, wie das jetzt
Nationalbank-Vize Philipp Hildebrand fordert?
 
Das ist so. Es ist ja nicht einfach da und dort etwas schief gelaufen. Die Krise hat gezeigt, dass das




Hauptbetroffene der Krise ist die Nationalbank, die die Stabilität des Finanzsystems gewähren muss.
Wenn nun aber die UBS in ernsthafte Schwierigkeiten käme, könnte sie diesen Auftrag nicht erfüllen,
weil die UBS zu gross ist. Die Nationalbank kann ja nicht einfach 100 Milliarden Franken drucken . . .
Und das wären ja auch nur 5 Prozent der Bilanzsumme der UBS.
 
Also verfügt die UBS de facto über eine Staatsgarantie?
 
Ja. Und es ist in diesem liberalen System total widersinnig, wenn der grösste Kapitalist faktisch eine
Staatsgarantie besitzt. Würde man das akzeptieren, wäre das das Ende des Kapitalismus. Dann würden
die Verluste einfach sozialisiert. Das kann nicht sein.
 
Also braucht es härtere Regeln, um den Zusammenbruch einer Bank von der Grösse der UBS zu
verhindern?
 
Das Bankgeschäft ist ein zu komplexes Geschäft, als dass man es regulatorisch mit möglichst
komplexen Vorschriften in den Griff bekommen könnte. Meiner Meinung nach müssen alle riskanten
Geschäfte, für die es keine Banklizenz braucht, aus den Bilanzen der Banken entfernt werden. Eine
Firma muss in Konkurs gehen können, ohne dass gleich die Welt untergeht. Das ist ein fester
Grundsatz eines liberalen Weltbilds. Geht eine Bank unter, wackelt zwar dieses Weltbild, es bricht aber
nicht zusammen.
 
Der Einsatz von Fremdmitteln soll erstmals beschränkt werden.
 
Das ist richtig so. Bei der UBS lag Ende 2007 das Verhältnis von Eigen- zu Fremdkapital bei 1 zu 52.
Das ist jenseits von gut und böse. Deshalb sagte ich immer, die UBS sei wie ein Hedge Fund. Und dies
war noch sehr nett ausgedrückt.
 
Sie haben etwas gegen Hedge Funds?
 
Nein, nein. Aber ein Hedge Fund darf niemals so wichtig werden, dass sein Untergang das ganze
Finanzsystem gefährden kann. Deshalb war es ein schlimmes Signal, als die amerikanische Notenbank
im März die Investmentbank Bear Stearns mit Notenbankgeld rettete, obschon diese gar keine
beaufsichtigte Bank ist. Das war eine Todsünde, leider wahrscheinlich eine notwendige. Wenn ein
kleiner Fisch mit 13 000 Angestellten und einer Bilanzsumme von 350 Milliarden Doller das ganze
System gefährden kann, ist definitiv etwas schief gelaufen.
 
Welche Konsequenzen hat das für die UBS, wenn sie mit weniger Fremdmitteln auskommen muss?
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Das wird bestimmt nicht dazu führen, dass sie 50 Milliarden Franken Eigenkapital aufnimmt. Das kann
sie gar nicht. Die UBS wird einen schönen Teil ihres Geschäfts aufgeben müssen. Vereinfacht gesagt,
muss sie ihre Bilanzsumme halbieren.
 
Das ist zwar nicht so leicht, aber es ist über die Zeit möglich. Und die UBS wäre trotzdem noch immer
eine weltführende Bank.
 
Wie stark tangieren diese Massnahmen den Finanzplatz?
 
Nicht gross, denn mit der Kernfähigkeit der Schweiz, dem Vermögensverwaltungsgeschäft und dem
Private Banking, hat das überhaupt nichts zu tun. Wenn man der Uhrenindustrie verbieten würde, in
einen neuen Chip zu investieren, wäre das etwas völlig anderes; denn diese Technologie gehört zu
ihrem Kerngeschäft. Das ist bei den spekulativen Investitionen der Grossbanken nicht der Fall. Und
wenn das jemand trotzdem machen will, soll es nicht über die Bilanz der Bank geschehen.
 
Welche Hebel-Obergrenze halten Sie für sinnvoll?
 
4 Prozent. Damit wäre man in den letzten 50 Jahren immer gut gefahren.
 





Muss nicht die Aufsicht gestärkt werden?
 
Die Aufsicht ist stark genug. Hätte die Bankenkommission gesagt, dass die UBS die Warnungen der
Nationalbank nicht ernst nimmt, hätte sie die Konsequenz ziehen und ihr die Gewähr für eine
einwandfreie Geschäftsführung entziehen können. Eine solche Warnung hätte sicher gewirkt, der
Verwaltungsratspräsident hätte sonst seinen Job riskiert. Ich glaube nicht, dass es in der Schweiz am
Werkzeugkasten der Aufsicht mangelt. Der ist vernünftig.
 
Keine Kritik an der Aufsicht?
 
Die Schweizer Aufsichtsbehörden haben ihren Job gut gemacht, vielleicht hatten sie auch nur Glück -
aber das ist egal. Versagt haben die britischen und die amerikanischen Aufseher.
 
Die verschärften Richtlinien sollen erst später festgelegt und dann nur schrittweise eingeführt werden.
Genügt dieses Tempo?
 
Längerfristig muss man sich auf die nächste Krise vorbereiten. Kurzfristig ist gutes Krisenmanagement
gefragt. Bleiben wir beim Beispiel Bear Stearns: Wahrscheinlich musste die US-Notenbank sie retten,
weil das Finanzsystem gefährdet war. Wenn sie aber bei der nächsten Krise wieder so handeln muss,
käme dies einem vollständigen Versagen gleich.
 
Lage zu unsicher für Zinserhöhung
 
Genf. - Trotz einer Jahresteuerung von 2,9 Prozent im Mai haben die Schweizer Währungshüter darauf
verzichtet, die Zinsen zu erhöhen: «Uns erscheint eine vorsichtigere Haltung angebracht», erklärte
SNB-Präsident Jean-Pierre Roth. Dieser geldpolitische Entscheid widerspiegle die Einschätzung der
vorhandenen Unsicherheiten. Es sei im gegenwärtigen Umfeld zu früh, Entwarnung zu geben, betonte
Philipp Hildebrand. Eine deutlichere Verschlechterung der Krise in den USA würde umgehend auch in
der Schweiz «tiefere Spuren hinterlassen».
 
Darum belässt die Nationalbank das Zielband für den Dreimonats-Liborsatz weiterhin bei 2,25 bis 3,25
Prozent. Man habe einen Schritt nach oben erwogen, aber als «nicht richtig» beurteilt. Die
SNB-Ökonomen rechnen mit einem Wachstum in 2008 von 1,5 und 2 Prozent. Das ist aber noch dem
starken Momentum des Vorjahres zu verdanken.
 
Eine Inflation auf dem höchsten Stand seit 15 Jahren nimmt man in Kauf, weil der durch den Ölpreis
ausgelöste Teuerungsschub «keinen klassischen Fall einer inflationären Entwicklung darstelle». Bereits
Anfang 2009 werde die Inflationsrate wieder unter 2 Prozent fallen. «Es handelt sich um eine
vorübergehende Erscheinung, und die erwartete Abflachung der Konjunktur dürfte Wirkung zeigen», so
Roth.
 
Wie sicher sind sich die Stabilitätswächter mit ihrem Entscheid angesichts der aufkeimenden Angst
einer neuen Hochinflationsphase? «Sicher ist man nie», gesteht Roth ein. Doch er machte auch klar,
dass man jederzeit bereit wäre, rasch auf die Bremse zu treten: «Die Nationalbank wird die Entwicklung
der Erdölpreise, des Frankenkurses und der Konjunktur aufmerksam verfolgen.» (hst)
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